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Sehr geehrte Mandanten,

unter Steuerfachleuten gibt es ein Sprichwort: "Ist das Urteil noch so

schlecht, der BFH hat immer recht!" Leider kommt dieses Sprichwort

immer noch viel zu häufig zur Anwendung.

In diese Kategorie muss nämlich auch das Urteil des BFH vom

15.5.2018 (Az: X R 28/15) eingeordnet werden. Darin hat der BFH ent-

schieden, dass, auch wenn die Anwendung der Ein-Prozent-Regelung

schon seit 2006 voraussetzt, dass das Fahrzeug zu mehr als 50 %

betrieblich genutzt werden muss, es verfassungsrechtlich nicht gebo-

ten ist, die nach der Ein-Prozent-Regelung ermittelte Nutzungsent-

nahme auf 50 % der Gesamtaufwendungen für das entsprechende

Fahrzeug zu begrenzen.

Mit anderen Worten: Auch wenn das Betriebsfahrzeug zu mindestens

50 % oder mehr tatsächlich betrieblich genutzt wird, darf die Nut-

zungsentnahme für die Privatnutzung des Fahrzeuges locker mehr als

50 % betragen. Lediglich das Bundesfinanzministerium gibt im Wege

der Billigkeit vor, dass die private Nutzungsentnahme niemals mehr als

die kompletten Kfz Kosten betragen darf. Das ist die sogenannte Kos-

tendeckelung.

Schönen Dank auch! Praktisch wäre es sicherlich kein Problem und

zudem auch gerechter, die Kostendeckelung schon bei 50% der Kfz-

Kosten anzusetzen. Dies ist jedoch nicht gewollt. Bei einer solchen Auf-

fassung von Steuergerechtigkeit seitens Gesetzgeber und Rechtspre-

chung wundert es daher kaum, dass zahlreiche Steuerzahler frustriert

sind. Aber auch wenn der Fiskus hier mit gefühlt unfairen Mitteln arbei-

tet, werden findige Bürger an anderer Stelle vollkommen legale Steu-

ergestaltungen finden.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke



Nov. 2018

Schwäbisch Hall 2

Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.11.

 � Umsatzsteuer

 � Lohnsteuer

 � Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.11. für den Eingang der 

Zahlung.

15.11.

 � Gewerbesteuer

 � Grundsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 19.11. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge November 2018

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Novem-

ber ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.11.2018.

Aussetzungszinsen: Verfassungsrechtliche Zweifel an 
Zinshöhe bereits ab 2014

Das Finanzgericht (FG) Münster hat ernstliche Zweifel an der Höhe des 

Zinssatzes für Aussetzungszinsen von jährlich sechs Prozent für Zeit-

räume ab 2014 geäußert.

Das Finanzamt hatte die Vollziehung von Einkommensteuernachfor-

derungen gegenüber den Antragstellern ausgesetzt. Die Aussetzung 

lief aufgrund eines Klageverfahrens, das sich nach Zurückverweisung 

durch den Bundesfinanzhof (BFH) über zwei Rechtsgänge erstreckte, 

über mehrere Jahre und führte zur Festsetzung von Aussetzungszinsen 

in Höhe von mehr als 60.000 Euro. Hiergegen legten die Antragstel-

ler Einspruch ein und beantragten die Aussetzung der Vollziehung. Das 

Finanzamt entsprach dem Antrag im Hinblick auf den BFH-Beschluss 

vom 25.04.2018 (IX B 21/18) nur für Zeiträume des Zinslaufs ab dem 

01.04.2015 und lehnte ihn im Übrigen ab. Mit ihrem gerichtlichen Aus-

setzungsantrag machten die Antragsteller geltend, dass die Zinshöhe 

von sechs Prozent pro Jahr auch für frühere Zeiträume realitätsfern 

bemessen sei.

Diesem Antrag gab das Gericht teilweise statt. Auch für den Zeitraum 

vom 01.01.2014 bis zum 31.03.2015 sei ernstlich zweifelhaft, ob die 

Zinshöhe von 0,5 Prozent pro Monat dem allgemeinen Gleichheitssatz 

und dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entspricht, denn bereits im 

Jahr 2014 habe sich die lang andauernde Niedrigzinsphase ernstlich 

verfestigt. Das FG setzte jedoch für diesen Zeitraum die Vollziehung 

des Zinsbescheids nicht vollständig aus, sondern nur, soweit der Zins-

satz die Schwelle von jährlich drei Prozent (gleich 0,25 Prozent pro 

Monat) überstieg. Auch in einer Niedrigzinsphase sei ein vollständiger 

Verzicht auf die Erhebung von Aussetzungszinsen nicht geboten.

Für Zeiträume bis einschließlich 2013 bestünden dagegen keine hinrei-

chend gewichtigen verfassungsrechtlichen Bedenken. Zwar dürfte der 

Zinssatz jedenfalls für 2013 oberhalb der Bandbreite eines realitäts-

gerechten Spektrums liegen, dem Gesetzgeber sei aber ein gewisser 

Beobachtungszeitraum zuzubilligen.

Die vom FG zugelassene Beschwerde ist beim Bundesfinanzhof unter 

dem Aktenzeichen VIII B 128/18 anhängig.

Finanzgericht Münster, Beschluss vom 31.08.2018, 9 V 2360/18 E, 

nicht rechtskräftig

Gesetzliche Krankenkasse: Prämie mindert  
Sonderausgabenabzug

Erhält ein Steuerpflichtiger von seiner gesetzlichen Krankenkasse eine 

Prämie, die auf einem Wahltarif gemäß § 53 Absatz 1 des Fünften 

Buchs Sozialgesetzbuch (SGB V) beruht, mindern sich die als Sonder-

ausgaben abziehbaren Krankenversicherungsbeiträge. Dies hat der 

Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Seit April 2007 haben die gesetzlichen Krankenkassen die Möglichkeit, 

ihren Versicherten so genannte Wahltarife, das heißt Selbstbehaltung-

starife in begrenzter Höhe oder Kostenerstattungstarife anzubieten. 

Der Kläger hatte einen Wahltarif mit Selbstbehalten gewählt, auf-

grund dessen er eine Prämie je Kalenderjahr bis zur Höhe von 450 Euro 

erhalten konnte. Die von ihm im Gegenzug zu tragenden Selbstbehalte 
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waren auf 550 Euro begrenzt, sodass er seiner Krankenkasse in dem für 

ihn ungünstigsten Fall weitere 100 Euro zu zahlen hatte. Im Streitjahr 

2014 erhielt er eine Prämie von 450 Euro, die er bei den von ihm gel-

tend gemachten Krankenversicherungsbeiträgen nicht berücksichtig-

te. Das Finanzamt sah in der Prämienzahlung eine Beitragsrückerstat-

tung und setzte dementsprechend geringere Sonderausgaben gemäß 

§ 10 Absatz 1 Nr. 3 Satz 1a Satz 2 des Einkommensteuergesetzes an. 

Einspruch und Klage blieben ohne Erfolg.

Der BFH bestätigte das finanzgerichtliche Urteil. Danach ist die Prä-

mienzahlung nach § 53 Absatz 1 SGB V eine Beitragsrückerstattung, 

die die Vorsorgeaufwendungen des Steuerpflichtigen mindert. Der 

BFH begründet dies damit, dass sich die wirtschaftliche Belastung des 

Steuerpflichtigen reduziere. Diese sei wesentliche Voraussetzung für 

den Sonderausgabenabzug.

Die Prämie sei damit anders zu behandeln als Bonusleistungen, die ge-

setzliche Krankenkassen ihren Mitgliedern zur Förderung gesundheits-

bewussten Verhaltens gemäß § 65a SGB V gewähren. Diese minderten 

die als Sonderausgaben abziehbaren Krankenversicherungsbeiträge 

nicht (BFH-Urteil vom 01.06.2016, X R 17/15). Den Unterschied sieht 

der BFH darin, dass der Bonus eine Erstattung der vom Versicherten 

selbst getragenen gesundheitsbezogenen Aufwendungen ist und da-

mit nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit den Beiträgen zur Er-

langung des Basiskrankenversicherungsschutzes steht. Demgegenüber 

beruhe die Prämie auf der Übernahme des Risikos, der Krankenkasse 

gegebenenfalls weitere, jedoch der Höhe nach begrenzte Beitragszah-

lungen leisten zu müssen.

Die Beurteilung der Prämie entspreche damit der einer Beitragsrücker-

stattung einer privaten Krankenversicherung. In beiden Fällen erhalte 

der Versicherte eine Zahlung von seiner Krankenkasse, da diese von 

ihm nicht oder in einem geringeren Umfang in Anspruch genommen 

wurde. Dadurch würden im Ergebnis seine Beitragszahlungen redu-

ziert. Im Fall der Beitragserstattungen erkaufe der Versicherte dies mit 

selbst getragenen Krankheitskosten; im streitgegenständlichen Wahl-

tarif sei der Preis des Klägers das Risiko, weitere Zahlungen in Höhe 

von maximal 100 Euro erbringen zu müssen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.06.2018, X R 41/17

Hinzurechnung von Aktienverlusten im Jahr 2003 ist 
keine unzulässige Rückwirkung

Die in § 40a Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes über Kapitalanlagegesell-

schaften (KAGG) in der Fassung des Korb-II-Gesetzes vom 22.12.2003 

angeordnete Hinzurechnung von Verlusten aus Aktiengeschäften für 

das Jahr 2003 stellt keine verfassungsrechtlich unzulässige Rückwir-

kung dar. Wie aus einem Urteil des Finanzgerichts (FG) Münster her-

vorgeht, sind Gewinnminderungen im Zusammenhang mit einem 

Wertpapier-Sondervermögen danach nicht abzugsfähig. Nach der frü-

heren Rechtslage waren entsprechende Gewinne steuerfrei, während 

sich Verluste steuermindernd auswirkten.

Die Klägerin veräußerte im Jahr 2003 – vor Einbringung des Gesetzent-

wurfs des Korb-II-Gesetzes in den Bundestag – Anteilsscheine an meh-

reren Spezialfonds und erlitt hieraus Verluste. Das Finanzamt rechnete 

diese Verluste bei der Körperschaftsteuerveranlagung für 2003 unter 

Anwendung der Neuregelung dem zu versteuernden Einkommen hin-

zu. Hiergegen wandte die Klägerin ein, die rückwirkende Anordnung 

der Hinzurechnung für 2003 verfassungsrechtlich sei unzulässig.

Dem folgte das FG Münster nicht und wies die Klage ab. Die An-

wendungsregelung stelle für 2003 eine verfassungsrechtlich zulässi-

ge Rückwirkung dar. Da die Körperschaftsteuer bei Inkrafttreten der 

Gesetzesänderung Ende Dezember 2003 noch nicht entstanden war, 

handele es sich um eine so genannte unechte Rückwirkung. Das Ver-

trauen der Klägerin in die bisherige Gesetzesfassung sei nicht schutz-

würdig gewesen, weil die Rechtslage schon vorher umstritten gewesen 

sei und zu späteren Zeitpunkten divergierende finanzgerichtliche Ent-

scheidungen zu dieser Frage ergangen seien.

Teilweise sei die Auffassung vertreten worden, dass der in § 40a Absatz 

1 Satz 2 KAGG alter Fassung enthaltene Verweis auf § 8b Absatz 2 Kör-

perschaftsteuergesetz weiter zu verstehen sei und auch die Abzugsbe-

schränkung für Gewinnminderungen umfasse. Danach hätte die Neu-

regelung lediglich deklaratorische Bedeutung gehabt. Diese Ansicht 

sei gut vertretbar gewesen, weil die reine Wortlautauslegung negative 

Wertentwicklungen in systemwidriger und unbilliger Weise gegenüber 

positiven Wertentwicklungen steuerlich begünstigt habe. Das schutz-

würdige Vertrauen der Anleger trete gegenüber dem Interesse der All-

gemeinheit an der Beseitigung der Systemwidrigkeit zurück.
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Die vom FG zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem 

Aktenzeichen I R 22/18 anhängig.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 20.06.2018, 10 K 3981/16 K, nicht 

rechtskräftig

Verlustberücksichtigung bei Aktienveräußerung nicht 
von Höhe anfallender Veräußerungskosten abhängig

Die steuerliche Berücksichtigung eines Verlusts aus der Veräußerung 

von Aktien hängt nicht von der Höhe der anfallenden Veräußerungs-

kosten ab. Wie der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden hat, gilt dies 

unabhängig von der Höhe der Gegenleistung und der anfallenden 

Veräußerungskosten. Er wendet sich damit gegen die Auffassung 

der Finanzverwaltung (Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 

18.01.2016, IV C 1-S 2252/08/10004).

Im Streitfall hatte der Kläger in den Jahren 2009 und 2010 Aktien zum 

Preis von 5.759,78 Euro erworben und diese im Jahr 2013 zu einem 

Gesamtverkaufspreis von 14 Euro an eine Sparkasse wieder veräußert, 

die Transaktionskosten in dieser Höhe einbehielt. In seiner Einkom-

mensteuererklärung 2013 machte der Kläger den Verlust in Höhe von 

5.759,78 Euro bei den Einkünften aus Kapitalvermögen geltend und 

beantragte unter anderem die Überprüfung des Steuereinbehalts ge-

mäß § 32d Absatz 4 Einkommensteuergesetz (EStG). Das Finanzamt 

berücksichtigte die Verluste nicht. Den Einspruch des Klägers wies es 

als unbegründet zurück. Der dagegen gerichteten Klage gab das Fi-

nanzgericht statt.

Dem folgte der BFH. Er entschied, dass jede entgeltliche Übertragung 

des – zumindest wirtschaftlichen – Eigentums auf einen Dritten eine 

Veräußerung im Sinne des § 20 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 EStG darstellt. 

Weitere Tatbestandsmerkmale nenne das Gesetz nicht. Die Erfüllung 

des Tatbestands der Veräußerung sei entgegen der Sichtweise der Fi-

nanzverwaltung weder von der Höhe der Gegenleistung noch von der 

Höhe der anfallenden Veräußerungskosten abhängig.

Auch einen Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten im Sinne des § 

42 der Abgabenordnung verneinte der BFH. Der Kläger habe nicht ge-

gen eine vom Gesetzgeber vorgegebene Wertung verstoßen, sondern 

lediglich von einer ihm durch das Gesetz eingeräumten Möglichkeit 

Gebrauch gemacht. Es stehe grundsätzlich im Belieben des Steuer-

pflichtigen, ob, wann und mit welchem erzielbaren Ertrag er Wertpa-

piere erwirbt und wieder veräußert.

Dass der Kläger keine Steuerbescheinigung der Sparkasse über den 

entstandenen Verlust vorlegen konnte (vgl. § 20 Absatz 6 Satz 6 EStG), 

habe der Verlustverrechnung nach der bereits gefestigten Rechtspre-

chung des BFH nicht entgegengestanden. Die Bescheinigung sei ent-

behrlich, wenn – wie vorliegend – keine Gefahr der Doppelberücksich-

tigung des Verlusts besteht.

Der BFH hat damit weitere Zweifelsfragen im Zusammenhang mit 

der Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge geklärt. Wie die bloße Aus-

buchung wertlos gewordener Aktien aus dem Wertpapierdepot des 

Steuerpflichtigen steuerrechtlich zu beurteilen ist, hat er mangels 

Entscheidungserheblichkeit im vorliegenden Urteil dagegen (noch) 

offengelassen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 12.06.2018, VIII R 32/16

Kind in Berufsausbildung: Von Eltern getragene 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge können 
Sonderausgaben sein

Tragen Eltern, die ihrem Kind gegenüber unterhaltsverpflichtet sind, 

dessen Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge, können diese Auf-

wendungen die Einkommensteuer der Eltern mindern. Der Steuerab-

zug setzt laut Bundesfinanzhof (BFH) aber voraus, dass die Eltern dem 

Kind die Beiträge tatsächlich gezahlt oder erstattet haben.

Rechtlicher Hintergrund: Eltern können gemäß § 10 Absatz 1 Nr. 3 

Satz 2 Einkommensteuergesetz (EStG) auch die Beiträge ihres Kindes, 

für das sie einen Anspruch auf einen Kinderfreibetrag (§ 32 Absatz 6 

EStG) oder auf Kindergeld haben, als (eigene) Beiträge im Rahmen der 

Sonderausgaben ansetzen. Voraussetzung ist aber, dass die Eltern zum 

Unterhalt verpflichtet und durch die Beitragszahlung oder -erstattung 

tatsächlich und endgültig wirtschaftlich belastet sind.

Im Streitfall hatte zunächst das Kind der Kläger, das sich in einer Be-

rufsausbildung befand, die von seinem Arbeitgeber einbehaltenen 

Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung für das 

Streitjahr 2010 als Sonderausgaben geltend gemacht, ohne dass die-

se sich im Rahmen seiner Einkommensteuerfestsetzung auswirkten. 

Daraufhin machten seine Eltern die Aufwendungen im Rahmen ihrer 
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Einkommensteuererklärung für das Streitjahr mit der Begründung 

geltend, sie hätten ihrem Kind, das noch bei ihnen wohne, schließlich 

Naturalunterhalt gewährt. Sowohl das Finanzamt als auch das Finanz-

gericht (FG) lehnten den Sonderausgabenabzug der Eltern jedoch ab.

Der BFH bestätigte im Ergebnis das FG-Urteil. Die im Rahmen der 

Ausnahmevorschrift des § 10 Absatz 1 Nr. 3 Satz 2 EStG von den un-

terhaltsverpflichteten Eltern ansetzbaren eigenen Beiträge des Kindes 

umfassten zwar auch die vom Arbeitgeber des Kindes im Rahmen einer 

Berufsausbildung einbehaltenen Kranken- und Pflegeversicherungs-

beiträge. Sie müssten jedoch dem Kind im Veranlagungszeitraum auf-

grund einer bestehenden Unterhaltsverpflichtung tatsächlich bezahlt 

oder erstattet werden. Da dies im Fall der Gewährung von Natural-

unterhalt nicht geschieht, hatte die Revision der Kläger keinen Erfolg.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 13.03.2018, X R 25/15

Rückwirkend bewilligte Erwerbsminderungsrente: 
BFH-Urteil zu Besteuerung

Über ein aktuelles Urteil des Bundesfinanzhofes (BFH) zur Besteue-

rung bei rückwirkend bewilligten Erwerbsminderungsrenten informiert 

der Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine e.V. (BVL).

Erwerbsminderungsrenten der gesetzlichen Rentenversicherung wür-

den steuerlich genauso behandelt wie Altersrenten, erläutert der BVL. 

Das heiße, dass ein bestimmter Teil der Rente steuerfrei bleibt. Der 

Prozentsatz richte sich hierbei nach dem Jahr des Rentenbeginns. Er-

werbsminderungsrenten würden oft rückwirkend bewilligt, nachdem 

der Steuerpflichtige zunächst Arbeitslosen-, Krankengeld oder andere 

Sozialleistungen erhalten hat. Hier stelle sich die Frage, ob das Jahr der 

erstmaligen Zahlung oder das Jahr der Bewilligung der Rente für den 

Besteuerungsanteil maßgeblich ist.

Mit Urteil vom 15.05.2018 (X R 18/16) habe der BFH bestätigt, dass 

bei einer rückwirkend bewilligten Rente bereits das Bewilligungsjahr 

als erstmaliges Rentenjahr zählt. Dies führe dazu, dass der Freibetrag 

zwei Prozent höher ausfällt. Wurde die Rente zwei Jahre rückwirkend 

bewilligt und verrechnet, falle der Freibetrag vier Prozent höher aus. 

Andererseits ist laut BVL zu beachten, dass die im Vorjahr gezahlte 

Sozialleistung, die mit der einbehaltenen Rentennachzahlung verrech-

net wird, nachträglich als Rente besteuert wird. „Wenn für die Vorjah-

re bereits Steuerbescheide vorliegen, sind diese zu ändern“, erläutert 

Uwe Rauhöft, Geschäftsführer des Bundesverbandes Lohnsteuerhilfe-

vereine. Ob dies für den Steuerpflichtigen vorteilhaft oder nachteilig 

ist, hänge vom Einzelfall ab. Ein Wahlrecht, es im nachteiligen Fall bei 

der ursprünglichen Besteuerung zu belassen, gebe es jedoch nicht. Al-

lerdings sollten Rentenempfänger genau prüfen, ob die Verrechnung 

korrekt erfolgt. „Wichtig ist, dass zwar einerseits die verrechnete Rente 

nachträglich versteuert wird, andererseits die frühere Sozialleistung 

in Höhe des verrechneten Betrages nicht mehr berücksichtigt werden 

darf“, stellt Rauhöft klar. 

Im aktuell entschiedenen Fall handelte es sich laut BVL bei der ver-

rechneten Sozialleistung allerdings um Arbeitslosengeld II, das im 

Steuerbescheid ohnehin nicht enthalten ist. Kranken- oder Arbeits-

losengeld werde hingegen beim Steuersatz, über den so genannten 

Progressionsvorbehalt, berücksichtigt. Dieser Betrag sei bei einem 

geänderten Steuerbescheid entsprechend zu verringern. Ebenso sollte 

überprüft werden, ob die Rentennachzahlung, die mit den Sozialleis-

tungen in Vorjahren verrechnet wurde, nicht im Jahr des erstmaligen 

Rentenbezugs nochmals berücksichtigt wird.

Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine e.V., PM vom 06.09.2018



Schaufenster Steuern Mandantenbrief HANK und PARTNER mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

Schwäbisch Hall 7

Freiberufler

Umgehung der Ein-Prozent-Regelung (nur) durch 
Führung eines Fahrtenbuches möglich

Die Regelung über die Nutzungsentnahme eines Kfz in § 6 Absatz 1 Nr. 

4 Sätze 2 ff. Einkommensteuergesetz (EStG) sieht keine Geringfügig-

keitsgrenze vor. Eine solche ist auch aus Gründen der Verhältnismä-

ßigkeit nicht erforderlich. Möchte der Steuerpflichtige die Ein-Prozent-

Regelung umgehen, muss er ein Fahrtenbuch führen. Dies stellt das 

Finanzgericht (FG) Hamburg klar.

§ 6 Absatz 1 Nr. 4 Sätze 2 ff. EStG gelte nicht im Umsatzsteuerrecht, 

fährt das Gericht fort. Es werde dem Steuerpflichtigen lediglich ein 

Wahlrecht eingeräumt, diese Vorschrift auch bei der Umsatzsteuer 

anzuwenden. Macht der Unternehmer umsatzsteuerlich von der Ein-

Prozent-Regelung keinen Gebrauch oder werden die pauschalen Wert-

ansätze durch die so genannte Kostendeckelung auf die nachgewie-

senen tatsächlichen Kosten begrenzt und liegen die Voraussetzungen 

der so genannten Fahrtenbuchregelung nicht vor, sei der private Nut-

zungsanteil für Umsatzsteuerzwecke anhand geeigneter Unterlagen 

im Wege einer sachgerechten Schätzung zu ermitteln. Fehlen geeig-

nete Unterlagen für die Schätzung, sei der private Nutzungsanteil mit 

mindestens 50 Prozent zu schätzen, soweit sich aus den besonderen 

Verhältnissen des Einzelfalles nichts Gegenteiliges ergibt; aus den Ge-

samtaufwendungen seien die nicht mit Vorsteuern belasteten Kosten 

in der belegmäßig nachgewiesenen Höhe auszuscheiden.

Finanzgericht Hamburg, Beschluss vom 25.07.2018, 6 V 135/18, 

rechtskräftig

Bußgeld gegen Rechtsanwalt: Abholen von  
Anwaltspost kein „Lieferverkehr“

Holt ein Rechtsanwalt seine Post bei der Filiale in der Fußgängerzone, 

so handelt es sich nicht um Lieferverkehr. Dies hat das Oberlandes-

gericht (OLG) Köln entschieden und das gegen einen Anwalt wegen 

Einfahrens in eine Fußgängerzone verhängte Bußgeld bestätigt.

Der Anwalt war mit seinem Mercedes-Benz bei der Postfiliale in der 

Fußgängerzone vorgefahren, um dort sein Postfach mit Anwaltspost 

zu leeren. Gegen das Bußgeld von 30 Euro hatte er sich mit dem Hin-

weis auf das Schild „Lieferverkehr frei“ gewehrt.

Das Rechtsmittel blieb ohne Erfolg. Der Bußgeldsenat des OLG be-

stätigte die Auffassung des Amtsgericht Leverkusens, dass das Holen 

von Anwaltspost kein „Lieferverkehr“ sei. Schon nach dem Wortsinn 

sei unter Lieferverkehr in erster Linie der Transport von Waren und Ge-

genständen von und zum Kunden gemeint. Fußgängerzonen dienten 

dem Schutz der Fußgänger, die Gelegenheit haben sollen, sich dort 

unbehindert und unbelästigt von Kraftfahrzeugen aufzuhalten, ohne 

dabei erschreckt, gefährdet oder überrascht zu werden. Deshalb seien 

nur eng begrenzte Ausnahmen vom Verbot des motorisierten Straßen-

verkehrs zuzulassen.

Es sei nicht Sinn und Zweck der Ausnahmevorschrift, den Gewerbetrei-

benden bei der Vornahme von Allerweltsgeschäften zu privilegieren, 

wie sie bei jedem anderen Geschäftstätigen aber auch bei Privaten an-

fallen und die in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit seiner Ge-

schäftstätigkeit stehen. Dies sei beim Holen der Anwaltspost der Fall.

Die Entscheidung ist rechtskräftig.

Oberlandesgericht Köln, Beschluss vom 02.05.2018, III-1 RBs 113/18, 

rechtskräftig

Auslandsentsendung: Reisezeiten wie Arbeit  
zu vergüten

Entsendet der Arbeitgeber den Arbeitnehmer vorübergehend zur Ar-

beit ins Ausland, sind die für Hin- und Rückreise erforderlichen Zeiten 

wie Arbeit zu vergüten. Dies hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) ent-

schieden.

Der Kläger ist bei dem beklagten Bauunternehmen als technischer 

Mitarbeiter beschäftigt und arbeitsvertraglich verpflichtet, auf wech-

selnden Baustellen im In- und Ausland zu arbeiten. Vom 10.08.2015 

bis zum 30.10.2015 war er auf eine Baustelle nach China entsandt. Auf 

seinen Wunsch buchte die Beklagte für die Hin- und Rückreise statt 

eines Direktflugs in der Economy-Class einen Flug in der Business-

Class mit Zwischenstopp in Dubai. Für die vier Reisetage zahlte die 

Beklagte dem Kläger die arbeitsvertraglich vereinbarte Vergütung für 

jeweils acht Stunden, insgesamt 1.149,44 Euro brutto. Mit seiner Klage 

verlangt der Kläger Vergütung für weitere 37 Stunden mit der Begrün-

dung, die gesamte Reisezeit von seiner Wohnung bis zur auswärtigen 

Arbeitsstelle und zurück sei wie Arbeit zu vergüten.
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Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 

(LAG) hat auf die Berufung des Klägers der Klage stattgegeben. Die 

Revision der Beklagten hatte vor dem BAG teilweise Erfolg. Entsen-

det der Arbeitgeber einen Arbeitnehmer vorübergehend ins Ausland, 

erfolgten die Reisen zur auswärtigen Arbeitsstelle und von dort zu-

rück ausschließlich im Interesse des Arbeitgebers und seien deshalb 

in der Regel wie Arbeit zu vergüten, so das BAG. Erforderlich sei dabei 

grundsätzlich die Reisezeit, die bei einem Flug in der Economy-Class 

anfällt. Mangels ausreichender Feststellungen des LAG zum Umfang 

der tatsächlich erforderlichen Reisezeiten des Klägers konnte das BAG 

in der Sache nicht abschließend entscheiden. Es hat sie deshalb unter 

Aufhebung des Berufungsurteils zur erneuten Verhandlung und Ent-

scheidung an das LAG zurückverwiesen.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 17.10.2018, 5 AZR 553/17

Umsatzsteuerheft erfüllt nicht Anforderungen an 
Aufzeichnungspflichten nach dem EStG

Führt der Steuerpflichtige ausschließlich ein Umsatzsteuerheft, in dem 

er die Tageserlöse in einer Summe einträgt, ohne weitere Ursprungs-

aufzeichnungen oder Kassenberichte oder ähnliches zu führen, erfüllt 

er nicht die Anforderungen an die Aufzeichnungspflichten gemäß § 4 

Absatz 3 Einkommensteuergesetz (EStG). Dies stellt das Finanzgericht 

(FG) Hamburg klar.

Die Antragsteller wurden in den Streitjahren 2012 bis 2014 als Ehe-

leute zusammen zur Einkommensteuer veranlagt. In den Streitjahren 

betrieb der Antragsteller einen gewerblichen Handel mit mediterranen 

Lebensmitteln auf diversen Wochenmärkten in Hamburg und ermit-

telte den Gewinn durch Einnahme-Überschuss-Rechnung (EÜR) nach 

§ 4 Absatz 3 EStG. Ein Kassenbuch über seine täglichen Bareinnahmen 

führte er ebensowenig wie Kassenberichte oder ähnliche Aufzeichnun-

gen. Er führte lediglich so genannte Umsatzsteuerhefte gemäß § 22 

Absatz 5 des Umsatzsteuergesetzes (UStG). Die entsprechenden Um-

sätze legte er – zusammen mit seiner Ehefrau, der Antragstellerin – 

auch seinen Erklärungen zur Einkommensteuer zugrunde.

Die Antragsteller wenden sich im Wege des einstweiligen Rechtsschut-

zes gegen Hinzuschätzungen nach erfolgter Außenprüfung. Hiermit 

hatten sie keinen Erfolg. Das FG entschied, bei summarischer Prüfung 

sei der Antragsgegner zutreffend davon ausgegangen, dass die Auf-

zeichnungen des Antragstellers derart mangelbehaftet sind, dass be-

reits wegen formeller Fehler geschätzt werden durfte.

Finanzgericht Hamburg, Beschluss vom 29.06.2018, 2 V 290/17, 

rechtskräftig

Vorbehaltsaufgabe der Steuerberater: Verstoß gegen 
EU-Recht?

Der Präsident des Deutschen Steuerberaterverbandes e.V. (DStV) 

Harald Elster warnt vor einer grundlegenden Veränderung des Steu-

erberaterberufes und anderer freier Berufe, sollte die Europäische 

Kommission sich mit ihrer Ansicht durchsetzen, dass die im Steuer-

beratungsgesetz geregelten Vorbehaltsaufgaben einen Verstoß gegen 

EU-Recht darstellen.

Am 19.07.2018 habe die EU-Kommission mit einem Aufforderungs-

schreiben an die Bundesregierung mit Blick auf das Steuerberatungsge-

setz ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland eingeleitet, 

in dem sie einen solchen Verstoß rüge. Die EU-Kommission kritisiere, 

so der DStV, dass das Steuerberatungsgesetz zu hohe Anforderungen 

für den Berufszugang formuliert, auf der anderen Seite aber zahlreiche 

Ausnahmen zu den so genannten beschränkten Hilfeleistungen regelt. 

Für die Kommission stehe daher fest, dass die Vorbehaltsaufgaben der 

Steuerberater in Deutschland nicht derart komplex sein könnten, als 

dass sie nur von Berufsangehörigen erledigt werden könnten. Durch 

die hohe Anzahl an Ausnahmen seien die deutschen Regelungen insge-

samt unschlüssig, unverhältnismäßig und verstießen gegen EU-Recht, 

so die EU-Kommission.

Elster sieht hierin einen Angriff auf den Berufsstand des Steuerbera-

ters. Nachdem die EU-Kommission mit dem Dienstleistungspaket zu 

scheitern drohe, stelle sie diesmal die Vorbehaltsaufgaben des steuer-

beratenden Berufs grundsätzlich in Frage, so Elster. Er könne das Vor-

gehen der EU-Kommission nicht nachvollziehen.

Die EU-Kommission habe ihre Argumentation bereits in früheren Ver-

fahren vor dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) vorgestellt. Der 

EuGH sei darauf aber nicht einmal eingegangen. Auch Elster hält die 

Anklagepunkte der EU-Kommission in vielen Punkten für einseitig und 

schlichtweg falsch.
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Die aus Brüssel angezeigten Ausnahmen seien lediglich Ausnahmere-

gelungen, die im Einzelfall dazu befähigten, beschränkte Hilfeleistung 

in Steuersachen zu erbringen. Dies sei aber nur der Fall, wenn die Hil-

feleistungen im Rahmen der eigentlichen Haupttätigkeit anfallen, so 

Elster. Die klar eingegrenzten Hilfeleistungen seien auch das Haupt-

unterscheidungsmerkmal, welches die „Berufsträger von den anderen 

Personen und Institutionen, die ausnahmsweise beschränkte Hilfe in 

Steuersachen erbringen dürfen unterscheidet“.

Denn im Gegensatz zur Auffassung der EU-Kommission sei der steu-

erberatende Beruf sehr wohl komplex und erfordere hohe Qualitäts-

ansprüche, betont Elster. Steuerberater würden „stets die gesamte 

steuerrechtliche Landschaft mit ihren wechselseitigen Beziehungen 

und Abhängigkeiten in den Blick nehmen“. „Im Gegensatz zu anderen 

denken und bearbeiten wir steuerliche Mandate ganzheitlich“, stellte 

Elster weiter fest.

Der DStV steht eigenen Angaben zufolge derweil im engen fachlichen 

Austausch mit dem Bundesfinanzministerium und unterstützt die 

Bundesregierung, um bereits in der momentanen Anhörungsphase die 

„offensichtlichen Fehleinschätzungen der EU-Kommission“ zu korri-

gieren und die Hintergründe der deutschen Regelungen zu erläutern. 

Nur so könne man von Verbandsseite gewährleisten, dass „die EU-

Kommission dem Kern der steuerberatenden Tätigkeit keinen massi-

ven Schaden zufügt“.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 08.10.2018

Fristberechnung: Silvester manchmal ein „Feiertag“

Der Gesetzgeber behandelt Silvester, also den 31.12. eines Kalender-

jahres, unterschiedlich. Mal wird dieser Tag quasi wie ein Feiertag an-

gesehen, mal wie ein normaler Arbeitstag. Dasselbe gilt übrigens auch 

für den 24.12. (Heiligabend). Wann es in die eine und wann in die an-

dere Richtung geht, sollten Sie als Selbstständiger unbedingt wissen. 

Denn nur dann können Sie gesetzliche Fristen korrekt berechnen und 

Fristüberschreitungen vermeiden.

Wie ein Feiertag wird der 31.12. bei der Ermittlung der Fälligkeit von 

Sozialversicherungszahlungen, also insbesondere Kranken- und Ren-

tenversicherungsbeiträgen, behandelt. Das Sozialgesetzbuch (SGB) 

legt fest, dass ein Arbeitgeber den Gesamtsozialversicherungsbeitrag 

für seine sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten spätestens am 

drittletzten Bankarbeitstag des Monats zu zahlen hat. Der 31.12. bleibt 

bei der Berechnung der sozialversicherungsrechtlichen Drei-Tage-Frist 

außen vor, und zwar auch dann, wenn der letzte Tag des Jahres nicht 

auf ein Wochenende fällt. Denn der letzte Tag des Jahres ist dann zwar 

ein normaler Werktag, aber nie ein Bankarbeitstag (Banken haben tra-

ditionell Silvester geschlossen). Dadurch wird der letzte Tag eines Jah-

res bei der Fristberechnung einem Feiertag gleichgestellt.

Welche gravierenden Auswirkungen das haben kann, wird im Jahr 2018 

deutlich. Die Sozialversicherungsbeiträge für den Monat Dezember 

müssen bereits am 21.12. gezahlt werden, da dieser Tag der drittletzte 

Bankarbeitstag im Jahr 2018 ist (22./23.12 = Wochenende, 24.12.= kein 

Bankarbeitstag, 25./26.12. = gesetzliche Feiertage, 27./28.12 = letzter 

und vorletzter Bankarbeitstag, 29./30.12. = Wochenende und 31.12. = 

kein Bankarbeitstag). Wird zu spät gezahlt, fallen Säumniszuschläge in 

Höhe von 1 % des geschuldeten Betrags an.

Anders sieht es dagegen im Steuerrecht aus. Da der 31.12. kein offizi-

eller Feiertag ist, wirkt er sich nicht auf die Fristberechnung aus und 

kann somit auch der letzte Tag einer gesetzlichen Frist sein (sofern der 

Tag nicht auf ein Wochenende fällt). Den Umstand, dass Silvester im 

Steuerrecht anders behandelt wird als im Sozialversicherungsrecht, 

musste ein Selbstständiger teuer bezahlen. Er stellte beim Finanzamt 

einen Antrag auf Gewährung einer Investitionszulage. Die Antragsfrist 

endet am 31.12. des Jahres. Der Antrag ging erst am 2.1. bei der Behör-

de ein. Der Antragsteller versuchte eine Fristverlängerung bis zum 2.1. 

durchzusetzen und argumentierte mit der Arbeitszeitverordnung für 

Beamte, die den 31.12. arbeitsfrei stellt. Zusätzlich verwies er auf den 

bereits erwähnten „Bankfeiertag“.

Da sich das Finanzamt querstellte, zog der Selbstständige vor Gericht. 

Dort blitzte er allerdings ab. Das Gericht bestätigte: Im Steuerrecht 

kommt es nur bei gesetzlichen Feiertagen und an Wochenenden zu 

einer Fristverschiebung (BFH-Beschluss vom 20.3.2018, Az. III B 

135/179). Der Selbstständige musste somit auf die Investitionszulage 

verzichten – eine ärgerliche, weil teure Fehleinschätzung.
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Werbefilmproduzentin ist gewerblich tätig

Eine selbstständige Werbefilmproduzentin arbeitete auf Honorarba-

sis für Filmproduktionsunternehmen. Die Konzeption und Umsetzung 

von Filmprojekten lief folgendermaßen ab: Zunächst erstellten Wer-

bekunden – meist in Zusammenarbeit mit einer Werbeagentur – ein 

Grobkonzept für einen Werbefilm. Nach Fertigstellung des Konzepts 

erfolgte die Ausschreibung des Projekts. Entschloss sich ein Produkti-

onsunternehmen zur Teilnahme an der Ausschreibung, kam die Produ-

cerin ins Spiel.

Die Werbefilmproduzentin wurde vom Filmproduktionsunternehmen 

mit der Suche nach einem für die Produktion geeigneten Regisseurs 

beauftragt. Sobald dieser gefunden war, begann die Produktionsfirma 

zusammen mit dem Regisseur ein detailliertes Filmkonzept auszuar-

beiten. Mit diesem Konzept beteiligte sich die Filmproduktionfirma an 

der Ausschreibung. Erhielt das Produktionsunternehmen nicht den Zu-

schlag für das Filmprojekt, endete die Zusammenarbeit mit der Wer-

befilmproduzentin an diesem Punkt.

Im Falle einer erfolgreichen Bewerbung wurde die Werbfilmproduzen-

tin mit weiteren Aufgaben betraut. Verantwortlich war sie dann zum 

Beispiel für die Zusammenstellung des Filmteams und die Auswahl 

der Darsteller, aber auch für das Ausfindigmachen eines geeigneten 

Drehortes. Die abschließende Entscheidung, wer letztlich an dem 

Filmprojekt mitwirkt und wo gedreht wird, traf dann allerdings das 

Filmproduktionsunternehmen. Waren die Vorbereitungen für die Film-

produktion abgeschlossen, wurden der Producerin weitere Aufgaben 

übertragen: die Projektaufsicht sowie die Budgetüberwachung.

Im Jahr 2013 fand bei der Werbefilmproduzentin eine Betriebsprüfung 

statt. Diese führte unter anderem zum Erlass von Gewerbesteuerbe-

scheiden und zur Festsetzung von Gewerbesteuer für mehrere Jahre. 

Denn der Betriebsprüfer stufte die Tätigkeit der Producerin als gewerb-

lich ein. Die Voraussetzungen für eine freiberufliche künstlerische Tä-

tigkeit sah der Finanzbeamte als nicht erfüllt an, weil die Producerin 

keinen entscheidenden Einfluss auf die Gestaltung der Werbefilme 

hatte.

Der Betriebsprüfer orientierte sich bei seiner Einschätzung an der 

Rechtsprechung des BFH. Danach ist ein Filmhersteller nur dann 

künstlerisch tätig, wenn er an allen Tätigkeiten, die den Wert eines 

Films bestimmen, mitwirkt. Das umfasst das Drehbuch, die Regie, die 

Kameraführung, den Schnitt sowie die Vertonung. Diese Bedingung 

erfüllte die Producerin nicht. Ihre Tätigkeit war vielmehr mit der eines 

Werbeberaters vergleichbar, dessen Arbeit sich üblicherweise auf bera-

tende und überwachende Tätigkeiten beschränkt.

Die Producerin wollte sich mit der Rechtsauffassung des Betriebsprü-

fers nicht abfinden und zog vor Gericht. Ihre Klage gegen die Gewer-

besteuerpflicht blieb allerdings erfolglos, denn auch das Finanzgericht 

Köln orientierte sich an der höchstrichterlichen Rechtsprechung und 

stufte die Tätigkeit der Werbefilmproduzentin als gewerblich ein.

FG Köln, Urteil vom 25.4.2018, Az. 3 K 265/15


